
Landtag   20.03.2013 

Nordrhein-Westfalen 2037 Plenarprotokoll 16/24 

 

gewünscht wird, dass ich diesen Änderungsantrag 
vorlese … 

(Zurufe: Nein!) 

– Es wird allgemein nicht gewünscht. Der Antrag 
wurde vom Kollegen Herrmann in seinen wesentli-
chen Punkten vorgestellt. Wenn das allseits so ge-
sehen wird und sich kein Widerspruch erhebt, dann 
verfahren wir so. 

Wir stimmen dann erstens über den Änderungsan-
trag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen Drucksache 16/2345 ab. Wer 
stimmt dem Änderungsantrag zu? – SPD, Grüne 
und Piraten. Wer stimmt dagegen? – CDU und 
FDP. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. 
Damit ist der Änderungsantrag von SPD und Grü-
nen mit Mehrheit angenommen. 

Wir stimmen zweitens über den Änderungsantrag 
der Fraktion der Piraten Drucksache 16/2430 ab. 
Wer stimmt diesem Antrag zu? – Die Fraktion der 
Piraten. Wer stimmt dagegen? – SPD, Grüne, CDU 
und FDP. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist dieser Änderungsantrag mit überwie-
gender Mehrheit abgelehnt.  

Wir stimmen drittens ab über den Gesetzentwurf 
der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen Drucksache 16/1468 unter Berücksichtigung 
der soeben beschlossenen Änderung der Be-
schlussempfehlung Drucksache 16/2268. Wer 
stimmt dem zu? – SPD und Grüne. Wer stimmt da-
gegen? – CDU und FDP. Gibt es Enthaltungen? – 
Bei Enthaltung der Piratenfraktion ist die Beschluss-
empfehlung mit den soeben beschlossenen Än-
derungen mit Mehrheit angenommen und der Ge-
setzentwurf damit in zweiter Lesung verabschiedet.  

Wir kommen viertens zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der FDP-Fraktion Druck-
sache 16/1557. Wer stimmt dieser Entschließung 
zu? – Die FDP-Fraktion. Wer stimmt gegen die Ent-
schließung? – SPD, Grüne und die Piraten. Wer 
enthält sich? – Die CDU-Fraktion. Damit ist der Ent-
schließungsantrag mit großer Mehrheit abgelehnt.  

Wir sind damit am Ende der Beratung dieses Ta-
gesordnungspunktes und kommen zu Tagesord-
nungspunkt 

8 Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/1624 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Bauen, Wohnen,  
Stadtentwicklung und Verkehr 
Drucksache 16/2243 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile zunächst Herrn 
Abgeordneten Kramer von der SPD-Fraktion das 
Wort.  

Hubertus Kramer (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir stehen heute am vor-
läufigen Schlusspunkt einer Debatte, die die Men-
schen in unserem Land und dieses Haus seit Jah-
ren beschäftigt. Diese sehr ernsthaft geführte Dis-
kussion ist verständlich und konsequent, geht es 
doch um den Schutz von Menschenleben.  

Als Abgeordneter kenne ich die Debatte um 
Rauchwarnmelder in diesem Haus seit dem Jahr 
2005. Anlass ganz breiter Debatten war damals ein 
furchtbares Feuer in Köln-Mülheim in der Nacht 
zum Heiligabend 2005, das das Leben von fünf 
Menschen auslöschte. Der damalige Innenminister 
Dr. Wolf sprach seinerzeit vor Ort von einem grau-
enhaften Schicksal und erklärte wörtlich: Der Staat 
schützt die Menschen vor Stolperfallen auf Gehwe-
gen, aber gegen Lebensgefahr durch Rauchvergif-
tung tut er bisher nichts. Deshalb muss der Gesetz-
geber unverzüglich handeln.  

Aus der generellen Verpflichtung zum Einbau von 
Rauchwarnmeldern, wie vom Innenminister gefor-
dert, wurde aber nichts, denn Bauminister Wittke 
erklärte, er stehe für die Stärkung der Eigenverant-
wortung der Bürger und für die weitere Entbürokra-
tisierung und würde den Wunsch seines Kabinetts-
kollegen nicht unterstützen. – Er setzte sich durch.  

Die damalige Landesregierung entschloss sich al-
lerdings zu der gesetzlichen Verpflichtung, nach der 
Rauchwarnmelder in neuen öffentlich geförderten 
Wohnungen verpflichtend eingebaut werden müs-
sen, und sie startete mit Partnern die Kampagne 
„Rauchmelder sind Lebensretter“ zum freiwilligen 
Einbau von Rauchwarnmeldern.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zwar sind bis heute 
in NRW Zehntausende von Rauchwarnmeldern tat-
sächlich neu in Wohnungen eingebaut worden – je-
der vierte Haushalt ist mittlerweile ausgestattet –, 
aber immer noch beklagen wir jedes Jahr 
50 Brandopfer, die den Erstickungstod durch toxi-
sche Gase sterben und die durch den Einsatz von 
Rauchwarnmeldern vielleicht hätten überleben kön-
nen.  

Nach diesem Vorlauf ist die gesetzliche Verpflich-
tung zum Einbau von Rauchwarnmeldern heute 
konsequent. Mit dem Eigentümer-Nutzer- bzw. 
Vermieter-Mieter-Modell erreichen wir eine sachge-
rechte Verteilung von Verantwortung, Kosten und 
Lasten. Die Eigentümer sind für den Einbau, die 
Besitzer der Wohnungen für die Wartung der Gerä-
te zuständig.  

Neue Wohnungen sind sofort mit Rauchwarnmel-
dern auszustatten, Bestandswohnungen sind bis 
zum 31. Dezember 2016 nachzurüsten. Auch diese 
Regelung ist sinnvoll, bleibt damit vor allem Woh-
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nungsunternehmen mit großen Beständen genü-
gend Zeit zur Nachrüstung.  

Bei bereits bestehenden Ausstattungen liegt es in 
der Entscheidung des Eigentümers, die Wartungs-
pflicht weiter selbst zu übernehmen. Auch lässt das 
Gesetz die Möglichkeit, dass sich Eigentümer und 
Besitzer vertraglich einigen, dass der Eigentümer 
auch die Wartung übernimmt. 

Wie wir im Ausschuss diskutiert haben, werden wir 
nun die Erfahrungen mit der neuen gesetzlichen 
Regelung sammeln. Die SPD ist überzeugt, dass 
sich die Gesetzesänderung in der Praxis bewähren 
wird. Auch im Ausschuss fand sich eine deutliche 
Mehrheit dafür. Sollten sich im Vollzug Defizite zei-
gen, werden wir darauf im weiteren Verfahren zur 
Änderung der Landesbauordnung reagieren. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wer in regelmä-
ßigem Kontakt mit unseren Feuerwehren steht, der 
weiß, wie dringlich dort die Forderung nach der ver-
pflichtenden Einführung von Rauchwarnmeldern ist. 
Diese Forderung kommt genau von den Kräften, die 
in ihrer täglichen Arbeit am stärksten mit der Frage 
konfrontiert werden, ob Rauchwarnmelder bei 
Bränden hätten helfen können. 

Wir bringen heute eine Gesetzesinitiative zu Ende, 
die nachhaltigen Schutz für Menschen bedeuten 
soll. Wir senden mit dieser Entscheidung auch die 
Botschaft an unsere Feuerwehren aus, dass wir ihre 
Arbeit zum Wohle unserer Mitbürger auch dadurch 
unterstützen wollen, dass wir endlich ihre zentrale 
Forderung erfüllen. Rauchwarnmelder werden in 
unserem Land in der Zukunft noch mehr Menschen 
schützen. Das ist die wichtigste Botschaft dieses 
Tages. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Kramer. – Nun spricht für die CDU-Fraktion Herr 
Kollege Voussem.  

Klaus Voussem (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir beraten in abschließender 
Lesung die Änderung der Landesbauordnung. Ein-
ziger Punkt der Novelle ist die Verankerung der 
Rauchmelderpflicht im Gesetzestext. Ich habe bei 
der Einbringungsdebatte im Dezember bereits ge-
sagt, dass wir ausdrücklich jede Initiative begrüßen, 
die dem Schutz von Leib und Leben dient. Diese 
Zielsetzung war nie streitig. Alle Fraktionen im Hau-
se bekennen sich dazu. Wir sind uns darin einig, 
dass schreckliche Unfälle durch Brände so gut wie 
möglich verhindert werden müssen. 

Ich habe im Rahmen der Einbringung aber auch 
schon angekündigt, dass wir zur Klärung offener 
Fragen eine Anhörung beantragen würden. Wir ha-
ben uns die Stellungnahmen noch einmal genau 
angeschaut und sehen uns in der Beurteilung des 

Gesetzentwurfs durch die Sachverständigen bestä-
tigt. Aus Sicht der CDU-Landtagsfraktion lässt sich 
der vorliegende Entwurf mit „Gut gemeint ist nicht 
gleich gut gemacht“ treffend zusammenfassen. 

Zur Erläuterung möchte ich einige Problemstellun-
gen kurz anführen. Die Ingenieurkammer-Bau NRW 
kritisiert fehlende Rechtssicherheit. Nach Auffas-
sung der Ingenieurkammer muss aus dem Gesetz 
klar und eindeutig hervorgehen, dass eine besonde-
re Kontrolle der Einhaltung der Verpflichtung zur 
Anbringung von Rauchwarnmeldern durch Behör-
den oder Dritte auch in Person staatlich anerkannter 
Sachverständiger für die Prüfung des Brandschut-
zes nicht erfolgen soll. 

Die kommunalen Spitzenverbände befürchten wei-
tere finanzielle Belastungen. Ich zitiere mit Geneh-
migung des Präsidenten aus ihrer Stellungnahme: 

„Wenn das Land aber eine gesetzliche Rauch-
melderpflicht in der Landesbauordnung veran-
kern will, so hat es den Kommunen die Kosten 
zu erstatten, die dadurch entstehen, dass die 
Kosten des landesweit tausendfachen Batte-
rietauschs im Falle des Bezugs von Arbeitslo-
sengeld II denen der Unterkunft zugeschlagen 
werden.“ 

Im Gesetz heißt es hingegen lapidar, dass keine 
zusätzlichen Kosten entstehen.  

Aus Sicht der Versicherungswirtschaft sollten die 
Anforderungen an die Brandmelder weiter konkreti-
siert werden. Haus & Grund lehnt den Gesetzent-
wurf aufgrund der verpflichtenden Regelung für die 
Eigentümer zwar grundsätzlich ab, macht aber zu-
sätzlich noch auf einen weiteren bemerkenswerten 
Sachverhalt aufmerksam. So hat Rot-Grün im Koali-
tionsvertrag etwas anderes festgelegt als jetzt im 
Gesetz steht. Ich zitiere wieder: „Richten soll sich 
diese Verpflichtung an die Mieterinnen und Mieter 
bzw. die selbstnutzenden Eigentümerinnen und Ei-
gentümer“. 

(Zuruf von der SPD: Tut sie auch! – Zuruf von 
Marc Herter [SPD]) 

Rot-Grün verstößt hier also eindeutig gegen den ei-
genen Koalitionsvertrag. 

Der Verband der Wohnungs- und Immobilienwirt-
schaft Rheinland-Westfalen kritisiert die mangelnde 
Flexibilität. Der letzte Satz in § 49 Abs. 7 nimmt dem 
Eigentümer jegliche Möglichkeit, die Sicherstellung 
der Betriebsbereitschaft zu einem späteren Zeit-
punkt selbst in die Hand zu nehmen. 

Der letztgenannte Aspekt der Flexibilisierung, nach 
der die Eigentümer die Sicherstellung der Betriebs-
bereitschaft auch noch nach Inkrafttreten des Ge-
setzes selbst übernehmen können, war bereits Ge-
genstand der abschließenden Ausschussdebatte. 
Die FDP hat hier einen, wie ich finde, bedenkens-
werten Änderungsvorschlag gemacht. Wir wollten 
uns dieser Verbesserung nicht verschließen, wenn-
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gleich sie minimal ist, und haben zugestimmt. Doch 
SPD und Grüne haben selbst diese kleine Verände-
rung abgelehnt und damit bewiesen, dass es ihnen 
in Wahrheit nicht um die Sache, sondern um den 
Koalitionsfrieden geht.  

An dieser Stelle, sehr geehrter Herr Minister Gro-
schek, muss ich für meine Fraktion leider erklären, 
dass wir Ihrem Gesetz in dieser Form nicht zustim-
men können. Wir wollen allerdings auch klarstellen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, dass wir 
nicht gegen Verbesserungen sind, die Menschenle-
ben retten. Die CDU-Fraktion wird sich daher bei 
der Abstimmung enthalten. – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Voussem. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen spricht Frau Schneckenburger. 

Daniela Schneckenburger (GRÜNE): Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Ein Drittel aller Brände geschieht nachts. In 
dieser Zeit entstehen aber zwei Drittel aller Brand-
schäden. Auch zwei Drittel aller Brandverletzten und 
Brandtoten sind nachts zu beklagen. Warum das so 
ist, liegt unmittelbar auf der Hand: Während die 
Menschen schlafen, nehmen sie entstehenden 
Rauch lebensentscheidend später wahr als wäh-
rend des Tages. Das zeigt ganz deutlich, warum es 
notwendig und sinnvoll ist, für den Brandschutz in 
Nordrhein-Westfalen mehr zu tun. 

Die Landesregierung tut das mit dem vorgelegten 
Gesetzentwurf. Wenn man die Notwendigkeit aner-
kennt, ist es gerade an einer solchen Stelle, an der 
es um Leben geht, nicht verständlich, warum man 
sich enthält und nicht zustimmt, Herr Voussem. 

Von der ersten Flamme bis zum Brand vergehen 
selten mehr als vier Minuten. Eine Rauchwarnmel-
dung in der davorliegenden Schwelbrandphase ist 
daher in vielen Fällen lebensrettend. Die Zahl der 
Personen mit schweren Brandverletzungen ist 
zehnmal höher als die Zahl der Toten. Die Fallzahl 
von 4.000 bis 5.000 Toten und Verletzten bundes-
weit kann mit Rauchwarnmeldern deutlich verringert 
werden. 

Es gibt keine andere bekannte Maßnahme, die zwei 
Bedingungen erfüllt, nämlich vergleichbar wirkungs-
voll und andererseits genauso kostengünstig zu 
sein. Ein Rauchmelder kostet ungefähr 10 €. Dafür 
kann man die kleinen Geräte in jedem Baumarkt 
kaufen und im Falle eines Falles Leben retten.  

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die ohnehin be-
grenzte Last zwischen Mietern und Vermietern ge-
teilt wird. Die Investition wird von der Vermieterseite, 
die Wartung von der Mieterseite vorgenommen. 
Das ist unseres Erachtens eine gerechte und sinn-
volle Aufteilung der Lasten. 

Jeder einzelne durch Rauchmelder gerettete 
Mensch rechtfertigt die Einführung einer Pflicht zum 
Einsatz von Rauchmeldern. Sie ist im Grunde ge-
nommen auch schon lange überfällig. Übrigens ha-
ben bereits zehn Bundesländer diesen Weg be-
schritten und gute Erfahrungen mit Rauchmeldern 
gemacht, weil sie die Zahl der Brandopfer senken. 
Darüber herrscht in diesem Haus Einigkeit. 

Uneinigkeit herrscht bei der Frage, wie die Pflicht 
zur Investition einerseits und zur Wartung anderer-
seits aufgeteilt werden sollen. Ich finde, die Landes-
regierung hat eine praktikable Lösung vorgelegt. 
Der Formulierung im Koalitionsvertrag tut das kei-
nen Abbruch. Wenn man dazu kommt, dass eine 
sinnvolle Lösung anders gestaltet werden muss –
die Wohnungswirtschaft hat im Grunde genommen 
gesagt, es sei eine sinnvolle Lösung, und Haus und 
Grund hat es im Grunde genommen auch als eine 
sinnvolle Lösung bezeichnet, wenn man die Lasten 
so aufteilt –, dann sollte man es auch tun.  

Eigentlich müsste es bei diesem Gesetzentwurf ei-
ne sehr große Einigkeit in diesem Raum geben. 
Grundsätzlich sollte man ihm zustimmen können. 
Verdient hätte er es jedenfalls, weil jedes einzelne 
Leben, das in Nordrhein-Westfalen dadurch gerettet 
wird, es wert ist. Insofern bitte ich um Zustim-
mung. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herzlichen Dank, 
Frau Schneckenburger. – Nun spricht für die FDP-
Fraktion Herr Kollege Ellerbrock. 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kramer, Kompliment! Wir 
haben es sehr wohl vernommen, dass Sie hier sehr 
sachlich die Entwicklungsgeschichte der Rauch-
melderproblematik dargestellt und auch darauf hin-
gewiesen haben, dass Ingo Wolf als Innenminister 
und Oliver Wittke als Bauminister diese Initiative 
gestartet haben, die den Titel trägt: „Rauchmelder 
sind Lebensretter. Für Ihr sicheres Zuhause“. 

Das hat dazu geführt, dass zum Beispiel beim 
VdW Rheinland Westfalen 70 % der Wohnungen 
mit Rauchmeldern ausgestattet sind. Leider, muss 
man sagen, ist das insgesamt mit rund 30 % immer 
noch zu wenig. Punktum! 

Wir sagen Ja zu Rauchmeldern. Da haben wir eine 
große Einigkeit. Frau Schneckenburger, Sie haben 
eben gesagt, dem müssten doch alle zustimmen 
können. Ich teile Ihre Auffassung. Das müssten wir 
eigentlich machen. Es wäre nur schön gewesen, 
wenn Sie in der Ausschusssitzung unserer kleinen 
Änderung zugestimmt hätten – Herr Kollege Vous-
sem hat darauf hingewiesen –, es auch dem Ver-
mieter zu ermöglichen, die Wartung zu überneh-
men. Dann hätten wir eine große, breite Mehrheit 
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gehabt. Dem haben Sie sich dann doch verweigert. 
Warum, weiß ich nicht so genau.  

Wir sagen also Ja zu Rauchmeldern. Rauchmelder 
sind Lebensretter. Wir werden dem Gesetzentwurf 
der Regierung im Ergebnis auch zustimmen, Herr 
Minister. Aus den Äußerungen des Kollegen Kramer 
ist ja deutlich geworden, dass Sie unserem Ent-
schließungsantrag, dass der Vermieter die Wartung 
übernehmen kann, vom Grundsatz her durchaus 
positiv gegenüberstehen. Das, was Frau Kraft im-
mer fordert, dass wir im Plenum aufeinander zuge-
hen, einander zuhören, abwägen und nachfragen, 
um dann unabhängig von der Farbe dem, was rich-
tig ist, zuzustimmen, muss die Regierungskoalition 
vielleicht im Einzelnen noch lernen. Vielleicht kom-
men wir dann doch noch auf den Weg, dass wir hier 
konstruktiv gemeinsam etwas bewirken können. 

Allerdings muss man auch eines sagen: Das Ge-
setz hat noch Optimierungspotenzial, und zwar da-
hin gehend, dass wir uns fragen müssen – auch da-
rauf wies der Kollege Voussem hin –: Was nützt ein 
Gesetz, wenn wir es nicht kontrollieren? Ist das viel-
leicht nur eine Rückfallposition für Versicherungen, 
die sich dann aus ihrer Leistungspflicht herausmo-
geln können? Auch darüber müssen wir noch re-
den. Zum Thema „Rauchmelder“ werden wir – der 
Weg ist das Ziel – also noch miteinander reden 
müssen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Gerhard Papke) 

Der zweite Punkt betrifft unsere eigene Position – 
das habe ich eben schon gesagt –: Es gibt be-
stimmte Wohnungsbestände, wo es sehr sinnvoll 
sein kann, dass der Vermieter, der ohnehin für das 
Anbringen der Rauchmelder verantwortlich ist, auch 
die Wartung übernimmt, weil er auf der sicheren 
Seite sein will. Ich will nicht verhehlen, dass ich, 
wenn ich in einer solchen Situation wäre, die War-
tung gerne selbst übernehmen würde, um auf der 
sicheren Seite zu sein. Das war unser Vorschlag. In 
der Diskussion wurde deutlich, dass man dem auch 
sehr aufgeschlossen gegenüberstand. Nur beim 
Heben der Hand zu unserem Vorschlag war bei 
Ihnen eine gewisse Muskelschwäche festzustellen. 
Aber vielleicht können wir das noch gemeinsam 
bewegen. 

Meine Damen und Herren, ich bin sicher, wir wer-
den darüber noch mal reden. Auch die FDP wird 
dem Entwurf zustimmen. Das, was der Kollege 
Voussem deutlich gemacht hat, sollten wir in aller 
Ruhe in einem zweiten Schritt diskutieren. Dann 
werden wir, glaube ich, zu einem einstimmigen Be-
schluss kommen können. 

Für die Kollegen Voussem und Schemmer darf ich 
hier sagen: Wenn man mit uns zusammenarbeiten 
will, sind wir dazu bereit. Jetzt liegt es an Ihnen, 
deutlich zu machen, dass Sie die ausgestreckte 
Hand annehmen. – Schönen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter. – Für die Piratenfraktion erteile 
ich nun Herrn Kollegen Fricke das Wort. 

Stefan Fricke (PIRATEN): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Dem hier vorlie-
genden Gesetzentwurf der Landesregierung zur 
Änderung der Landesbauordnung werden wir Pira-
ten zustimmen. Wir sehen ihn jedoch als Anfang; 
denn im Ansatz ist er ein richtiger Schritt, auch 
wenn er durchaus verbesserungswürdig ist.  

Ich persönlich hätte mir gewünscht, dass dieser 
Schritt nicht so halbherzig gemacht worden wäre. 
Denn auch wenn die Installation mit Rauchmeldern 
in Schlafzimmern und Fluren als Fluchtwegen als 
Ansatz durchaus korrekt ist, wird das Konzept der 
Sicherheit im Bereich des Brandschutzes für die Be-
troffenen nicht wirklich konsequent umgesetzt. Per-
fektion ist nicht von dieser Welt – sagt man so 
schön.  

Perfektion hätte hier bedeutet, wenn dieser Gesetz-
entwurf die Anbringung von Rauchmeldern auch in 
allen anderen Wohnräumen vorgesehen hätte. 
Denn eines muss man ganz klar sagen: Was nützt 
ein Rauchmelder im Schlafzimmer, wenn im Wohn-
zimmer ein Schwelbrand ausbricht? Gar nichts! Bis 
ein Alarm ausgelöst wird, kann es unter Umständen 
schon zu spät sein, weil der dadurch entstehende 
Qualm oder die dadurch entstehenden Gase vom 
Brandherd bereits in den Rest der Wohnung vorge-
drungen sind und die Sicherheit der Bewohner 
dadurch nicht mehr gewährleistet ist. 

Aber vielleicht ringt sich die Regierung ja doch noch 
dazu durch, diese wünschenswerte Vorlage zeitnah 
zu verbessern. Wir Piraten stehen dafür gerne zur 
Verfügung.  

Alle anderen Argumente sind im Ausschuss bereits 
ausführlich behandelt worden, sodass ich mir und 
Ihnen weitere Ausführungen dazu ersparen kann 
und somit dazu beitrage, diese Plenarsitzung nicht 
unnötig zu verlängern. Darüber sind Sie mir sicher-
lich nicht böse, nicht wahr? – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von den PIRATEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen herzli-
chen Dank, Herr Kollege Fricke. – Für die Landes-
regierung erteile ich nun Herrn Minister Groschek 
das Wort.  

Michael Groschek
*)
, Minister für Bauen, Wohnen, 

Stadtentwicklung und Verkehr: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordnete! Sehr geehrter Herr Ellerbrock! Ich bin 
ein großer Fan der Politik der Einladung, habe aber 
den Eindruck gehabt, dass diese Einladung bei den 
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beiden angesprochenen CDU-Kollegen auf eher 
taube Ohren gestoßen ist. 

(Widerspruch von Holger Ellerbrock [FDP]) 

– Dann gilt mein Dank allen Fraktionen, auch der 
Fraktion, die sich noch ein wenig zögerlich gezeigt 
hat. Wenn ich demnächst entsprechende Einla-
dungshilfe brauche, werde ich mich an Sie wenden, 
Herr Kollege Ellerbrock. Offensichtlich wirkt das. 

Jetzt zum Gesetzestext selbst! Ich finde es gut, 
dass wir die Mahnung von 62 Brandopfern des letz-
ten Jahres allein in Nordrhein-Westfalen hier mit 
dem Verständnis aufnehmen, dass wir dieses Ge-
setz im Grunde genommen einmütig verabschieden 
wollen, um eine Mindestausstattung an Rauch-
warnmeldern zu gewährleisten.  

Herr Fricke, es ist natürlich richtig, dass noch mehr 
noch besser wäre. Aber die allermeisten Haushalte 
werden angesichts der wiederkehrenden Diskussio-
nen eh über das Maß an Mindestausstattung hin-
aus – ob sie dazu gesetzlich verpflichtet sind oder 
nicht – zusätzliche Rauchwarnmelder anbringen, 
zumal der Kostenfaktor kaum noch eine Hemm-
schwelle für zusätzliche Sicherheit darstellt. 

Ich möchte mich aber nicht nur bei den Fraktionen, 
sondern ausdrücklich auch bei den Feuerwehren 
bedanken. Denn auch deren Hartnäckigkeit hat ge-
holfen, dieses Gesetz endlich umzusetzen. Das 
Aufeinanderzugehen wird auch an der allgemein 
bekannten Tatsache deutlich, dass wir nicht buch-
stabentreu und sklavisch am Originaltext dieser 
Passage des Koalitionsvertrages kleben, sondern 
uns pragmatisch auf handhabbarere Verfahrensre-
geln verständigt und geeinigt haben. Auch das ist 
ein kleines Stück Plus an politischer Kultur und von 
daher eine prinzipiell gute Sache, wie man aus die-
ser Rauchwarnmelderdiskussion ableiten kann. 

Die Anhörung hat im Grunde eine etwas breitere 
Zustimmung signalisiert, als Herr Voussem sie ge-
rade dargestellt hat. Herr Voussem, man kann es 
natürlich so machen, wie Sie es gerade getan ha-
ben. Man kann es aber auch etwas versöhnlicher 
darstellen und sagen: Vom Tenor her waren alle ei-
nig, dass es gut ist, wenn mit Nordrhein-Westfalen 
und Bayern die beiden Nachzügler jetzt endlich eine 
gesetzliche Regelung bekommen. Dass der eine 
noch mehr Expertentum für die Berufsgruppe re-
klamiert, ist richtig. Dass der andere gerne noch ei-
ne Kostenvergütung zu seinen Gunsten und nicht 
zu seinen Lasten hätte, ist auch richtig. Aber vom 
Grundsatz her haben alle gesagt: Macht endlich ei-
ne Regelung! 

Ich finde, wir haben einen Kompromissvorschlag, 
der zustimmungsfähig ist. Ich habe ja auch die Zu-
stimmung fast aller Fraktionen wahrnehmen kön-
nen.  

Sie haben unsererseits natürlich die Ankündigung, 
dass wir pragmatisch aus der Praxis lernen. Wenn 

sich in der Praxis Verbesserungsbedarf zeigen soll-
te, werden wir das aufgreifen und umsetzen. Wir 
sind ja nicht mehr auf dem Stand, dass wir glauben, 
jede gesetzliche Regelung müsse – wie die Bücher 
Mose – für die Ewigkeit gelten. Wir führen keinen 
Tanz um das goldene Kalb auf, sondern wir wollen 
erste, vernünftige Hilfe für die leisten, die dann hof-
fentlich nicht mehr Brandopfer werden. Das gilt je-
denfalls dann, wenn es um die Funktionstüchtigkeit 
von Brandwarnmeldern geht. 

Deshalb bitte ich noch mal herzlich um Zustim-
mung. Herr Voussem, wenn Sie sich einen Ruck 
geben könnten, wäre das ein schönes Signal an die 
Feuerwehren. Uns brauchen Sie dabei nicht im Fo-
kus haben, wohl aber diejenigen, die seit vielen Jah-
ren wie Pater Leppich auf uns einreden, endlich für 
eine Brandwarnmelderpflicht zu sorgen. Wenn das 
einmütig geschehen könnte, würde das die Feuer-
wehren freuen. Es wäre so etwas wie eine Ehren-
amtsmedaille für unsere Feuerwehren. Verwehren 
Sie die Verleihung dieser Ehrenamtsmedaille unse-
ren Feuerwehrfrauen und -männern doch nicht! 

(Lebhafter Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister Groschek. Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Ich schließe die Beratung. 

Der Ausschuss für Bauen, Wohnen, Stadtentwick-
lung und Verkehr empfiehlt in der Beschlussemp-
fehlung Drucksache 16/2243, den Gesetzentwurf 
der Landesregierung Drucksache 16/1624 in der 
Fassung seiner Beschlüsse anzunehmen. Wer die-
ser Empfehlung folgen will, den darf ich um sein 
Handzeichen bitten. – Das sind die Fraktionen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und Piraten. 
Wer stimmt gegen diese Beschlussempfehlung? – 
Kein Abgeordneter. Wer enthält sich? – Das ist die 
Fraktion der CDU. Damit ist die Empfehlung mit 
dem von mir genannten Ergebnis mit großer Mehr-
heit angenommen und der Gesetzentwurf der Lan-
desregierung in zweiter Lesung verabschiedet.  

Wir treten ein in den Tagesordnungspunkt  
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